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Text 

Allgemeine Anschlusspflicht 

§ 40. (1) Verteilernetzbetreiber sind verpflichtet, zu den jeweils genehmigten Allgemeinen 
Netzbedingungen mit Netzzugangsberechtigten innerhalb des von ihrem Verteilernetz abgedeckten 
Gebietes privatrechtliche Verträge über den Anschluss an ihr Netz abzuschließen. 

(2) Die Allgemeine Anschlusspflicht besteht nicht: 

 1. soweit der Anschluss dem Verteilernetzbetreiber unter Beachtung der Interessen der Gesamtheit 
der Netzbenutzer im Einzelfall wirtschaftlich nicht zumutbar ist, 

 2. gegenüber Netzzugangsberechtigten, denen elektrische Energie mit einer Nennspannung von 
über 110 kV übergeben werden soll, 

 3. soweit durch den Anschluss eine Weiterverteilung von elektrischer Energie an Dritte – 
unbeschadet der Bestimmungen betreffend Direktleitungen sowie zum 19.2.1999 bestehender 
Netzanschlussverhältnisse – stattfinden soll, oder 

 4. wenn dem Anschluss schwerwiegende sicherheitstechnische Bedenken entgegenstehen. Dies ist 
insbesondere der Fall, wenn die kundenseitigen Teile der Anschlussanlage zumindest teilweise 
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auf oder in einem nicht im physischen Besitz des jeweiligen Kunden stehenden Grundstück 
errichtet werden soll, sofern 

 a) es sich nicht um ein auf diesem Grundstück bestehendes Gebäude oder ein 
zusammengehörendes Betriebsgelände handelt oder 

 b) für die Errichtung und den Betrieb der Anschlussanlage keine Bewilligung nach § 3 Wiener 
Starkstromwegegesetz 1969, LGBl. Nr. 20/1970 in der jeweils geltenden Fassung, erforderlich 
ist oder 

 c) es sich nicht um eine mobile, in der Natur ersichtliche Anlage handelt, die nur für den 
vorübergehenden Verbleib bestimmt ist, wie insbesondere für Bauprovisorien und 
Marktstände. 

(3) Ob und unter welchen Voraussetzungen die allgemeine Anschlusspflicht besteht, entscheidet die 
Behörde mit Bescheid über Antrag eines Netzzugangsberechtigten oder eines Verteilernetzbetreibers. 
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